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Hinweis auf Stammrechtssatz 
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Stammrechtssatz 

Wesentliche Voraussetzung für einen pflichtenbegründenden Bescheid, wie dies ein baupolizeilicher 
Auftrag darstellt, ist die für die allfällige Vollstreckung erforderliche Bestimmtheit des Auftrages. Es ist 
jedoch keineswegs zwingend, dass diesem Bestimmtheitserfordernis dadurch Rechnung getragen wird, 
dass sich dies allein aus dem Spruch ergibt. Vielmehr ist es ständige Rechtsprechung des VwGH, dass 
Spruch und Begründung eine Einheit bilden. In diesem Sinn ist die Begründung zur Auslegung eines 
unklaren Spruches heranzuziehen. Sofern sich demnach aus dem Spruch in Verbindung mit der 
Begründung in ausreichendem Maß ergibt, welche Maßnahmen in einem allfälligen 
Vollstreckungsverfahren zu setzen sind, also der baupolizeiliche Auftrag in diesem Sinn als Titel einer 
Vollstreckungsverfügung in Betracht zu ziehen ist, ist den Bestimmtheitserfordernissen Rechnung 
getragen (vgl. bereits VwGH 22.6.1995, 92/06/0129 sowie aus der jüngeren Rechtsprechung etwa VwGH 
27.1.2015, Ra 2014/05/0056). 
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